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Nach Xußerungen Brüsseler Agrarpolitiker ist anzunehmen, daß die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften in Kürze - wahrscheinlich Ende Oktober 1968 - Vor­
schläge auf dem Gebiet der Agrarstrukturpolicik vorlegen wird. 

Seitdem das Gebäude der Marktordnungen mehr oder weniger festgefügt errichtet 
erscheint und die Schwierigkeiten auf einzelnen Agrarmärkten nicht mehr zu übersehen 
sind, wendet die EWG-Kommission seit etwa einem Jahr der Agrarstrukturpolitik ihr 
besonderes Augenmerk zu. Die Ansichten über die zukünftige strukturelle Entwicklung 
der europäischen Landwirtschaft gehen dabei stark auseinander. Das gilt nicht so sehr 
für den Anpassungsprozeß der Landwirtschaft an sich; die Verringerung der Arbeits­
kräfte und die Zunahme der Kapitalinvestitionen wird fast von allen Seiten in gleicher 
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Weise angenommen - hinsichtlich der künftigen Erscheinungs- und Unternehmens­
formen der Landwirtschaft bestehen jedoch unterschiedliche Auffassungen! 

Die nachfolgenden Ausführungen befassen sich nicht mit der Frage, welches Leitbild 
der Agrarstruktur in der europäismen Wirtsmaftsgemeinsmaft angestrebt werden soll; 
diese Problemstellung wird in anderen Beiträgen dieser Tagung behandelt [1 und 21]. 
Es wird lediglim der Versum unternommen, die bisherigen Konzeptionen, Vorsdtläge 
und Entsmeidungen der EWG auf dem Gebiete der Agrarstrukturpoltik aufzuzeigen 
und kritism - vor dem Hintergrunde der Funktionsfähigkeit eines gemeinsamen Agrar­
marktes und einer rationalen Agrarpolitik - zu würdigen. 

Wie bereits gesagt, smeint sim die Agrarstrukturpolitik der Gemeinsmaft in einer 
Umorientierung zu befinden; das gilt wahrsmeinlich auch für die Agrarstrukturpolitik 
der Bundesrepublik Deutschland (Gemeinschaftsaufgaben, Arbeitsprogramm für die 
Agrarpolitik der Bundesregierung). In Zeiten der Umorientierung tagen Aussmüsse 
undArbeitsgruppen; auf ihre Dokumentation kann im Rahmen dieser Ausarbeitung nur 
in geringem Umfang zurückgegriffen werden: Damit stehen die Vorsdtläge und Entschei­
dungen der Träger der Agrarpolitik im Vordergrund dieser Analyse, die die Ansatz­
punkte und Mittel der Agrarstrukturpolitik auf der Ebene der EWG darzustellen hat. 

2 Wachsende Kritik an der Agrarpolitik und an der Agrarstrukturpolitik 

Nationalstaatlime und gemeinsame Agrarpolitik stoßen auf eine wachsende Kritik, die 
von unterschiedlichen Standpunkten aus geführt wird: 
a) Teile der Landwirtsmaft fühlen sim in ihrer Leistung "unterbewertet"; sie verblei­

ben in einer "ökonomismen Disparität". Insgesamt betramtet fühlt sim die Land­
wirtsmaft aum im System der sozialen Simerheit der Industriegesellsmaft diskri­
miniert. Darüber hinaus wird die Divergenz in den Lebensbedingungen zwismen 
Stadt und Land (materielle und intellektuelle Infrastruktur) immer spürbarer. 

b) Die staatlimen Budgets stehen unter dem Druck steigender Ausgaben zugunsten der 
Landwirtsmaft. Sie werden in den kommenden Jahren nom erheblim zunehmen, 
sofern es nimt gelingt, strukturelle Marktungleimgewimte zu beseitigen. Eine Um­
orientierung der gemeinsamen Agrarpolitik aus der Simt der Belastung der öffent­
limen Haushalte smeint nimt ausgesmlossen. - Neben den Finanzhilfen auf dem 
Gebiet der Markt- und Preispolitik werden die Ausgaben für die Verbesserung der 
Agrarstruktur einer wamsenden Kritik unterworfen. Es fehlt nämlim weitgehend 
die allgemeine und regional differenzierte Vorstellung eines "Struktur-Leitbildes", 
das die Grundlage für die Finanzierung des Anpassungsprozesses der Landwirtsmaft 
abgeben könnte. 

c) Die liberal orientierte Handelspolitik im Industriebereim gerät in immer stärkeren 
Gegensatz zu dem ausgesprochenen Agrarprotektionismus, der einen gesmlossenen 
Agrarsmutz auf relativ hohem Preisniveau entwickelte (Zielkonflikte Artikel 39 
und Artikel 110 des EWG-Vertrages). Damit ist nicht nur auf mittlere Simt - bei 
Anwendung technischer Fortschritte - eine Verringerung des Einfuhrspielraumes 
gegeben; vielmehr betätigt sim die Europäisme Wirtschaftsgemeinschaft (als Hoch­
preis-Gebiet) bei steigenden überschüssen mit Hilfe des Europäismen Ausrimtungs­
und Garantie-Fonds für die Landwirtschaft als Exporteur von Agrarprodukten. 
Darüber hinaus bewirkt der Agrarsmutz zugunsten der Priorität des Absatzes der 
Eigenerzeugnisse, daß an die Mobilität der Produktionsfaktoren in der Landwirt­
schaft vergleimsweise geringere Anforderungen gestellt werden. 

d) Schließlim beklagen sich die Konsumenten über die fühlbare Mehrbelastung, die sim 
aus der Gestaltung und Anwendung der gemeinsamen Agrarpolitik auf relativ ho­
hem Agrarpreisniveau ergeben hat. 
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Diese übersicht zeigt, daß eigentlich alle" vier Säulen der Agrarpolitik" - ein Be­
griff, der mit Bezug auf die Markt-/Preis-, Handels-, Struktur- und Sozialpolitik im 
Bereich der Landwirtschaft seit den ersten Vorschlägen zur Gestaltung der gemein­
samen Agrarpolitik verwendet wurde - nicht die wünschenswerte "Tragfähigkeit" 
bewiesen haben. 

In diese wachsende Kritik wird auch die Agrarstrukturpolitik der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft einbezogen. Angesichts der "negativen" Berücksichtigung der Agrar­
strukturpolitik im EWG-Vertrag und der dann doch erzielten Entscheidungen des Rates 
auch in diesem Bereich überrascht diese Feststellung. Artikel 39, Absatz 2, verlangt 
nämlich nur, daß bei der "Gestaltung der gemeinsamen Agrarpolitik ... die besondere 
Eigenart der landwirtschaftlichen Tätigkeit, die sich aus dem sozialen Aufbau der 
Landwirtschaft und den strukturellen und naturbedingten Unterschieden der verschie­
denen landwirtschaftlichen Gebiete ergibt", berücksichtigt wird. Die Position der Agrar­
strukturpolitik wird in ihrer vertraglichen Schwäche eigentlich nur noch übertroffen 
von der regionalen Wirtschaftspolitik, die lediglich in der Präambel des Vertrages an­
gesprochen und bei den regionalen Beihilfen - im negativen Sinne eines möglichen Ver­
bots - genannt ist. 

Trotz dieser schwachen Stellung im EWG-Vertrag sind auch auf dem Gebiet der 
Strukturpolitik einige Entscheidungen getroffen worden; so z. K die Ratsentscheidung 
über die Koordinierung der Agrarstrukturpolitik (4. 12. 1962) und die Verordnung 
über die Bedingungen für die Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs- und Garantie­
fonds für die Landwirtschaft (27. 2.1964). Aber diese "Erfolge" haben die Kritik nicht 
aufhalten können; sie bezieht sich insbesondere auf folgende Sachverhalte: 
1. Gegenüber der Markt- und Preispolitik erscheint die Agrarstrukturpolitik auf der 

Ebene der Gemeinschaft "unterentwickelt". Die Entscheidungen auf den agrari­
schen Märkten haben zwar den gesamtwirtscha/llichen Integrationsprozeß erheblich 
begünstigt, nicht aber zu einer Verstärkung der Kompetenzen der Kommission auf 
dem Gebiete der Agrarstrukturpolitik führen können; es blieb bei isolierten An­
sätzen. 

2. Es fehlt die Verbindung von Markt- und Strukturpolitik, deren Wechselbeziehun­
gen in Stresa (1958) "entdeckt" wurden. Im Hinblick auf die steigenden über­
schüsse bei einigen Agrarprodukten, dem strukturellen Ungleichgewicht auf einzel­
nen Märkten, wird die Frage aufgeworfen, wie die Koordinierung der Investitionen 
zur Verbesserung der Agrarstruktur vor dem Hintergrund des Gleichgewichts der 
Agrarmärkte verbindlich auf der Ebene der EWG gesichert werden kann. 

3. Die vorhandenen Instrumente einer konstruktiven Agrarstrukturpolitik werden 
nicht oder in unzureichender Weise genutzt. Es fehlt die Abstimmung der Agrar­
strukturpolitik der Mitgliedsstaaten "von oben" auf der Ebene der Gemeinschaft 
und der einzelnen Maßnahmen" von unten" im jeweiligen Projekt; d. h. es wird die 
Frage gestellt nach der räumlichen Determinierung von Agrarstrukturhilfen vor 
dem Hintergrunde eines funktionierenden Binnenmarktes. Das Fehlen einer solchen 
räumlich differenzierten Vorstellung von Investitionsentscheidungen, die durch 
öffentliche Finanzhilfen gefördert werden, hat Nachteile sowohl für die Zuerken­
nung von EWG-Finanzmitteln als auch für die Beurteilung nationalstaatlicher Fi­
nanzhilfen im Rahmen der Wettbewerbsverhältnisse des Gemeinsamen Marktes. 

4. Es fehlt jegliche konkrete Vorstellung eines strukturellen Leitbildes, das in der Kon­
frontation mit der "Ist-Situation" zur Entwicklung einer Konzeption führen wür­
de, und deren Veränderungswille eine Koordinierung der verschiedenen Maßnah­
men auf der nationalstaatlichen sowie gemeinschaftlichen Ebene bewirken könnte. 

Vor dem Hintergrunde dieser kritischen Bemerkungen werden Vorschläge und Ent­
scheidungen zu überprüfen sein. 
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3 Vorstellungen zur Agrarstrukturpolitik in Praxis und Wissensdtaft 

Seit Inkrafttreten des EWG-Vertrages im Jahre 1958 sind in den Mitgliedsstaaten und 
seitens der Institutionen der Europäismen Wirtsmafbgemeinsmafl: versdtiedene Vor­
stellungen zur Entwicklung einer Agrarstrukturpolitik - auf nationalstaatlimer oder 
gemeinsmaftlimer Ebene - vorgelegt worden. Erste Ansatzpunkte für eine Beurteilung, 
inwieweit die Agrarstrukturpolitik im Rahmen einer in sim gesdtlossenen Landwin­
sdtafl:spolitik Berücksimtigung fand, bietet eine Analyse der ,.Landwirtsdtafl:limen 
Grundgesetze" der EWG-Mitgliedstaaten. Mit Ausnahme der Bundesrepublik Deutsm­
land, die vor der Ratifizierung des EWG-Vertrages bereits ihr Landwirtsmafbgesetz 
(5. September 1955) verabsmiedete, haben die übrigen Staaten - außer den Nieder­
landen - nach 1958 die entspremenden Gesetzeswerke erlassen; die Niederlande haben 
Abstand davon genommen, die ,.gerechte und angemessene Beteiligung" der Landwirt­
smaft an den Ergebnissen einer wamsenden Gesamtwirtsdtafl: in einem "deklamatori­
smen Grünen Grundgesetz" zu verankern. 

Eine Analyse dieses ,.Jahrzehnts der landwirtsdtafl:limen Grundgesetze" (1955 bis 
1965), inwieweit die Fragen der Agrarstrukturpolitik berücksimtigt werden, fühn zu 
folgendem Ergebnis: 

Im Artikel 1 des Landwirtsmafl:sgesetzes der BR Deutschland wird bekanntlim aus­
geführt, daß die Teilnahme der Landwirtsmafl: "an der fortsmreitenden Entwicklung 
der deutsmen Volkswirtsmaft... mit den Mitteln der allgemeinen Wirtsmafl:s- und 
Agrarpolitik - insbesondere der Handels-, Kredit- und Preispolitik" - gesimen wer­
den soll. Der Begriff der "Strukturpolitik" wurde - aum im Zusammenhang mit der 
Produktivitätssteigerung - nimt aufgenommen. Wer die Diskussion um die Verabsmie­
dung des deutsmen Landwirtschafl:sgesetzes in den Aussmüssen des Deutsmen Bundes­
tages namliest, wird feststellen, daß diese Entsmeidung wohlüberlegt getroffen wurde: 
Die "pessimistisme" Auffassung, daß naturbedingte und wirtsdtafl:lime Namteile ge­
genüber anderen Wirtsmafl:sbereimen den oben genannten Mitteleinsatz erfordern, 
sollte mit der gleichberemtigten Nennung der Agrarstrukturpolitik nimt eingesdtränkt 
werden. Mit dieser negativen Einstellung des Landwirtsmafl:sgesetzes zum Anpassungs­
prozeß der Landwirtsdtafl: wurde damit Mitte der 50er Jahre eine große Chance ver­
paßt, zu einer Basis einer in sim gesdtlossenen Agrarpolitik mit den vier Bereimen -
Außenhandels-, Binnenmarkt-, Agrarstruktur- und Sozialpolitik - zu kommen. An 
dieser Feststellung ändert aum nichts die Tatsame, daß im "Grünen Plan" jeweils die 
Strukturmaßnahmen ausgewiesen wurden. 

Frankreich hat in seinem "Landwirtsmafl:lichen Ausrimtungsgesetz" (5. August 1960) 
eine andere Ausdrucksweise gewählt. Es sprimt die ökonomisme und soziale Parität 
zwismen agrarismen und nimtlandwirtsmafl:limen Erwerbstätigen an. Um sie zu er­
reimen, wird mit allem Namdruck auf die Mittel der Strukturänderungen in der Land­
wirtsmafl: verwiesen, aber aum auf die Notwendigkeit, das Gleimgewimt zwismen 
Angebot und Namfrage auf den einzelnen Märkten zu simern. Bei den landwirtsmafl:­
limen Familienbetrieben verweist das Gesetz auf die Notwendigkeit, die wirtsmafl:­
limen Namteile im Vergleich zu anderen Wirtsdtaftssektoren zu kompensieren. 

Italien hat in seinem .. Grünen Plan" (2. 6. 1961) eigentlich nur bereits bestehende 
Gesetze und Finanzierungsmöglimkeiten zusammengefaßt, um damit eine gewisse 
Neuorientierung seiner Agrarpolitik zu verwirklimen. Aber der agrarstrukturelle 
Aspekt ist unverkennbar. 

Weniger stark ist dieser Bezug in den Landwirtsmafbgesetzen Belgiens (29. März 
1963) und Luxemburgs (23. 4. 1965); Luxemburg sdtließt den Kreis der Argumenta­
tion nam zehn Jahren, indem es - wie im deutsmen Gesetz - auf die natürlimen und 
wirtsmafl:lichen Namteile der Landwirtschaft hinweist. 

Angesimts dieser agrarpolitismen Aktivität der EWG-Mitgliedstaaten, jeweils in 
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besonderer Weise den generellen Sachverhalt der Integration der Landwirtschaft in die 
Gesamtwirtschaft abzutasten, haben wahrscheinlich die Niederlande auch ihre Auffas­
sungen offiziell darzulegen versucht. Es wurde jedoch kein "Grundgesetz für die Land­
wirtschaft" verabschiedet; vielmehr richtete die Regierung 1963 lediglich eine Note an 
das Parlament. In dieser Vorlage wurden die Voraussetzungen aufgezeigt, die erfüllt 
sein müssen, um den landwirtschaftlichen Erwerbstätigen eine mit anderen Bereichen 
vergleichbare sozialökonomische Lage zu bieten. Dieses Dokument ist ein klares Be­
kenntnis der Regierung zu einer Agrarstrukturpolitik, die auf eine Verringerung der in 
der Landwirtschaft Tätigen und auf eine Erleichterung ihres überganges zu produkti­
veren Arbeitsplätzen abzielt. Hier wurden bereits die Kriterien einer - im Sinne der 
Gesamtwirtschafl: - wachstumsorientierten Agrarpolitik entwickelt. 

Es hätte bei der" Vorarbeit" der einzelnen Mitgliedstaaten nahegelegen, daß die 
EWG-Kommission sich an die Erarbeitung eines "europäischen" Landwirtschafl:sgeset­
zes herangewagt hätte. Obwohl die Ergebnisse der Konferenz von Stresa (1958) dazu 
einen ermutigenden Auftakt zu bieten schienen, hat sie diese Gelegenheit einer Weiter­
entwicklung dieser Gedankengänge nie genutzt. Auch die Vorschläge zur Gestaltung 
einer gemeinsamen Agrarpolitik (vom 30. 6. 1960) führten nicht wesentlich weiter. 
Erst im Frühjahr 1965 hat die EWG-Kommission sich zu einem der Landwirtschafl:s­
gesetze geäußert, als Luxemburg seinen Entwurf verabschieden wollte; diese Kritik war 
seinerzeit an dieses Land, stellvertretend für alle Mitgliedstaaten, gerichtet. Die Kom­
mission hielt es - fast drei Jahre nach Vorlage der Vorschläge zur gemeinsamen Agrar­
politik - für notwendig auszuführen, daß die - im luxemburgischen Gesetz genannten -
natürlichen und wirtschaftlichen Nachteile nur dann auszugleichen sind, wenn eine 
dynamische Anpassung der Landwirtschaft an die modernen Wirtschafl:sbedingungen 
erfolgt. Gewarnt wurde davor, daß diese "Nachteile nicht im Sinne einer Schaffung 
eines ständigen künstlichen Wirtschafl:sklimas für bestimmte Betriebskategorien aus­
gelegt" werden könnten. 

Es bleibt festzuhalten, daß in der ersten Phase der Agrarpolitik innerhalb der EWG 
einige der Mitgliedstaaten ihre eigenen Landwirtschafl:sgesetze noch "unter Dach und 
Fach" brachten. Es handelt sich dabei um Rahmengesetze ganz unterschiedlicher Orien­
tierung, in denen die Agrarstrukturpolitik in sehr unterschiedlicher Weise angesprochen 
und instrumental eingesetzt wurde. Die EWG-Kommission hat auf diesem Gebiet 
agrarpolitische Abstinenz geübt. Im Hinblick auf die rechtliche Normierung deklama­
torischer Landwirtschafl:sgesetze hätte es nahegelegen, die Grundsatzfragen einer um­
fassenden Konzeption der gemeinsamen Agrarpolitik rechtzeitig verbindlich zu klären­
eine Konzeption, die ordnungs- und ablaufspolitische Entscheidungen in einen Ge­
samtzusammenhang gestellt hätte. Für eine solche umfassende Diskussion hätte aller­
dings das Dokument vom 30. 6. 1960 wohl nicht ausgereicht, weil es diese Grundsatz­
fragen der Landwirtschafl: in einer wachsenden Gesamtwirtschafl: nicht in der notwen­
digen Tiefe behandelte und nicht das erforderliche Instrumentarium aufstellte. Aber 
immerhin enthielt der Vorschlag einer gemeinsamen Agrarpolitik [11] einige Ansatz­
punkte, die eine Klärung der Standpunkte ermöglicht hätte. Während im Wirtschafl:s­
und Sozialausschuß sowie im Europäischen Parlament solche Grundsatzdiskussionen 
um die Konzeption der gemeinsamen Agrarpolitik unter Einschluß der Agrarstruktur­
politik geführt wurden, hat der Ministerrat dieses Basisdokument vom 30. 6. 1960 
kaum zur Kenntnis genommen. Mit dieser Form der Behandlung war bereits die Wei­
chenstellung für den Fortgang der weiteren Erörterungen in den folgenden Jahren ge­
stellt. Die ersten Arbeiten der EWG-Kommission, eine umfassende Konzeption der 
gemeinsamen Agrarpolitik zu entwickeln, führten zu keiner Entscheidung im Minister­
rat und sie blieben damit ohne juristische Normierung. 

Diese aufgeschobenen Grundsatzentscheidungen haben zwei Entwicklungen begün­
stigt: 
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a) auf der Ebene der Gemeinschaft: Es wurde der Versuch unternommen, unter Aus­
nutzung verschiedener Ansatzpunkte zu einer Beeinflussung der nationalstaatlichen 
Agrarstrukturpolitik zu gelangen. Folgende Entscheidungen/Verordnungen bzw. 
Vorschläge sind zu nennen [12, 13, 17-20, 22]: Koordinierung der Agrarstruktur­
politik der Mitgliedstaaten (4. Dezember 1962); Bedingungen für die Beteiligung 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (5. Fe­
bruar 1964); Verwirklichung einer gemeinsamen Beihilfenpolitik auch für den Be­
reich der Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur; Aufstellung von Ge­
meinschaftsplänen zur Verbesserung der Lebenshaltung der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung (Vorschlag im Zusammenhang mit den Maßnahmen zur Herstellung 
eines gemeinsamen Getreidepreisniveaus vom 20. November 1963); Aufstellung 
von Gemeinschaftsprogrammen für die schwerpunktmäßige Vergabe der Finanz­
mittel (Vorschläge an den Ministerrat vom 19. Juni 1967); 

b) auf der Ebene der Mitgliedstaaten (Bundesrepublik Deutschland): Es wurde der 
Versuch unternommen, auf Bundes- und Länderebene neue Konzeptionen und 
Programme zu entwickeln, um die durch die EWG-Integration verschärften Anpas­
sungsvorgänge zu erleichtern und zu beschleunigen sowie um Ansatzpunkte eines 
Strukturumbaues außerhalb des Agrarressorts zu nutzen. - Folgende Fakten sind 
zu nennen [24, 2, 25, 31]: überlegungen zur übernahme von Gemeinschaftsauf­
gaben im Bereich der Agrarstruktur (in Verbindung mit der Finanz-Reform); Teil 
"Strukturpolitik" des Arbeitsprogramms für die Agrarpolitik der Bundesregierung 
(Agrarprogramm) vom 24./26. Juni 1968. - Hinzu kommen Vorstellungen einiger 
Bundesländer auf dem Gebiet der Agrar- und Vermarktungsstruktur, der regiona­
len Schwerpunktbildung von Erzeugung und Vermarktung (wie z. B. in Hessen). 

So sehr auch einzelne Bestrebungen begrüßenswert erscheinen mögen: Sie sind in 
ihren Ansatzpunkten auf der Ebene der Gemeinschaft weder sachlogisch einander zu­
geordnet noch auf den einzelnen Ebenen (Gemeinschaft - Mitgliedstaaten; Bundes­
republik - Länder) miteinander verbindlich koordiniert. Man kann sich nicht des Ein­
drucks erwehren, daß manche der Vorschläge zur Agrarstrukturpolitik zumeist aus 
einer speziellen agrarpolitischen Fragestellung außerhalb des eigentlichen Bereiches der 
strukturellen Anpassung der Landwirtschaft aufgestellt wurden; weit weniger - wenn 
überhaupt - haben die Entwicklung der Gesamtwirtschaft oder die ökonomischen Im­
perative des Gleichgewichts der Agrarmärkte ihren Zuschnitt bestimmt. Das ist außer­
ordentlich bedauerlich, weil sich immer stärker die Erkenntnis durchsetzt, daß nicht 
nur Finanzhilfen, die an Produkten und Produktionsmitteln ansetzen, den Wettbewerb 
auf den Agrarmärkten verfälschen können, sondern daß mit einer "Eskalation der 
Strukturförderung" der gleiche Sachverhalt mit anderen Vorzeichen gegeben sein kann. 

Eine solche Entwicklung isolierter Programme und Maßnahmen der Agrarstruktur­
politik auf den einzelnen Ebenen der Entscheidungsträger ist aus dem Blickwinkel 
rationaler Agrar- und Wirtschaftspolitik außerordentlich bedauerlich. Sie ist jedoch 
auch im Hinblick auf die rechtzeitig vorgelegten Vorarbeiten der Wissenschaft [14, 27] 
zu bedauern, die den verantwortlichen Politikern 
- sowohl hinsichtlich der Richtung und des Ausmaßes des Anpassungsprozesses der 

Landwirtschaft sowie der wirksamen Kräfte volle Klarheit verschaffien 
- als auch bei den anzuwendenden Maßnahmen den Katalog der Instrumente erarbei­

teten und Entscheidungshilfen anboten. 
Auch internationale Organisationen [26] haben mit ihren umfangreichen Analysen 

diese Zusammenhänge aufgedeckt und damit neue Ansatzpunkte einer Agrarstruktur­
politik aufzuzeigen versucht. 

Diese Bemühungen der Wissenschaft werden auch in der Gegenwart fortgesetzt [10, 
32]. Vorschläge und überlegungen einer Instrumentenlehre der Agrarstrukturpolitik 
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verdichten sich, und - wie die Tagung eines internationalen Kreises von Agrarökono­
men im September 1968 beweist [34] - solche Gedankengänge werden in fast allen 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft entwickelt. 

4 Analyse der Zielsetzungen und Instrumente bisheriger Entscheidungen 
und Vorschläge 

4.1 Der Zusammenhang zwischen den Vorstellungen auf der nationalstaatlichen und 
gemeinscha/llichen Ebene 

Die gemeinsame Agrarpolitik hatte in den vergangenen Jahren das vornehmliche Ziel, 
binnenmarktähnliche Verhältnisse für landwirtschaftliche Erzeugnisse zu schaffen. 
Diese Zielsetzung ist seit Mitte 1968 im großen und ganzen erreicht worden. Noch nicht 
erreicht sind der freie Zugang zur Berufsausübung durch die Verwirklichung des Nie­
derlassungsrechtes und die Bedingungen vergleichbarer Absatzchancen für alle An­
bieter in diesem gemeinsamen Agrarmarkt; ungleiche Be- und Entlastungen der land­
wirtschafl:lichen Betriebe in den einzelnen Mitgliedstaaten sind jedoch mit den Kriterien 
eines gemeinsamen Binnenmarktes unvereinbar, weil dadurch der Wettbewerb zwischen 
den einzelnen Produzenten verfälscht würde [30]. Hier setzt nun die Problematik 
unserer Fragestellung ein, nämlich inwieweit - mittel- und langfristig betrachtet -
durch staatlich finanzierte Maßnahmen im Bereich der Agrarstruktur einmal durch 
Kostensenkungen zum anderen durch das Ungleichgewicht auf den Agrarmärkten 
(d. h. durch eine ökonomische Umbewertung alter Produktionsstandorte mit Hilfe von 
Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur in zurückgebliebenen Gebieten) Wett­
bewerbsverzerrungen entstehen. - Diese Frage kann hier nur indirekt beantwortet wer­
den, indem die bisherigen überlegungen auf der Ebene der EWG und der National­
staaten, in unserem Falle der Bundesrepublik Deutschland, untersucht werden. 

4.2 Entscheidungen auf der Ebene der EWG 

4.2.1 Koordinierung der Agrarstrukturpolitik der Mitgliedstaaten 

Im gleichen Jahr, in dem die ersten Marktordnungsgesetze vom EWG-Ministerrat ver­
abschiedet wurden, ist (am 4. 12. 1962) eine Entscheidung über die Koordinierung der 
Agrarstrukturpolitik der Mitgliedstaaten getroffen worden. Wenn der erste Entwurf 
der EWG-Kommission mit der nachherigen Entscheidung des Rates verglichen wird, 
zeigt sich recht deutlich, daß das Europäische Parlament, der Wirtschafts- und Sozial­
ausschuß sowie einige Mitgliedstaaten ihre "ökonomische Handschrift" zum Vorteil 
dieser ersten Bestimmung auf dem Gebiet der Agrarstruktur hinterlassen haben. Diese 
Entscheidung entspricht in ihrem Zuschnitt den Anforderungen, die aus dem Blick­
winkel einer wachsenden Gesamtwirtschaft an eine Agrarstrukturpolitik gestellt wer­
den: Die Koordinierung der Agrarstrukturpolitik der Mitgliedstaaten (Maßnahmen 
und Programme) erfolgt unter Berücksichtigung der engen Wechselbeziehungen zum 
Gleichgewicht der Agrarmärkte und zur regionalen Wirtschaftsentwiddung. Damit soll 
gesichert werden, daß technische Maßnahmen der Verbesserung der Agrarstruktur von 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung und von der Absatzlage auf den Agrarmärkten 
her honoriert werden. Die Instrumente, die für die Sicherung der Koordinierung auf 
der Ebene der EWG zur Verfügung stehen, sind allerdings nicht besonders wirkungs­
voll: Ein ständiger Erfahrungsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten und der Kom­
mission, der institutionell durch die Bildung eines Ständigen Ausschusses gesichert wur­
de; die jährliche Vorlage eines Agrarstrukturberichtes; rechtzeitige übermittlung der 
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Entwürfe von Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie Regionalprogrammen und 
Mehrjahresplänen durch die Mitgliedstaaten. Die Kommission kann sich zu diesen Ent­
würfen äußern; sie müßte es, wenn ein Mitgliedstaat es beantragt. In beiden Fällen wird 
der Ständige Agrarstrukturausschuß konsultiert. Bereits die Verwendung des Ausdrucks 
»Kußerung" der Kommission (ein Begriff, der im Text des Vertrages, Artikel 155 und 
Artikel 189, nicht erscheint) zeigt, mit welcher Behutsamkeit hier dem Kompetenz­
anspruch der Mitgliedstaaten entsprochen wurde. 

Die Entscheidung des Rates hätte an sich eine Basis geboten, um die Leistungsfähig­
keit der einzelnen Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur, den Umfang der 
Wettbewerbsverfälschungen und die Möglichkeit der Koordinierung im Rahmen der 
gemeinsamen Agrarpolitik zu überprüfen. 

Eine Bilanz, in welcher Weise nun diese Entscheidung als Grundlage eines politischen 
Willensbildungsprozesses genutzt wurde, führt zu folgenden Ergebnissen: 
a) Bisher wurde noch in keinem der zurückliegenden Jahre ein Agrarstrukturbericht 

von der Kommission vorgelegt; 
b) die Mitteilung der Entwürfe von Rechts- und Verwaltungsvorschriften erfolgte sei­

tens der Mitgliedstaaten recht zögernd; das gilt insbesondere für die übermittlung 
der Entwürfe der Regional- und Mehrjahrespläne. Wahrscheinlich hat die Kommis­
sion große Schwierigkeiten gehabt, aen Umfang der Mitteilungspflicht der Mit­
gliedstaaten klar abzugrenzen. Das liegt u. a. daran, daß der Begriff der »Rechts­
und Verwaltungsvorschriften" in den einzelnen Ländern unterschiedlich abgegrenzt 
ist. 

c) Große Smwierigkeiten scheint der Kommission aum die jeweilige Meinungsäuße­
rung zu den Entwürfen bereitet zu haben. Wahrsmeinlich fehlte auch hier der lei­
stungsfähige Beurteilungsrahmen; außerdem entstand eine »interne Konkurrenz" 
innerhalb der Dienststellen der Kommission, weil in versmiedenen Fällen diese 
Mitteilungen aum unter dem Aspekt der Beihilfenpolitik (Artikel 92) beurteilt wer­
den mußten. 

d) Die Mitgliedstaaten haben von ihrem Recht, die Kommission zu einer Kußerung 
zu veranlassen, kaum Gebraum gemacht, weil sie mit einem solmen Vorgehen ihre 
eigene Kompetenz auf dem Gebiet der Agrarstrukturpolitik eingeengt hätten. 

Insgesamt betramtet sind damit die Ergebnisse einer gut sechsjährigen Tätigkeit auf 
dem Gebiete der Koordinierung der Agrarstrukturpolitik der Mitgliedstaaten auf der 
Ebene der EWG nimt gerade ermutigend. 

4.2.2 Teil "Ausrichtung" des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft 

Im Januar 1962 wurde mit dem "Paket" der Marktordnungsgesetze die Verordnung 25 
verabsmiedet, die allgemeine Feststellungen über die Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik enthielt. Auf den Agrarmärkten wurde seinerzeit - bei den untersdtiedli­
men Auffassungen der Mitgliedstaaten hinsichtlim des Preisniveaus für Agrarprodukte­
nur dadurch eine Kompromißlösung gefunden, daß sich die Hochpreisländer bereit er­
klärten, die mit dieser Politik verbundenen finanziellen Belastungen einer überschuß­
verwertung auf dem Weltmarkt zu tragen. 

Die Verordnung 25/1962 hatte nur ganz allgemein und vage den Begriff »Struktur" 
verwendet. Zwei Jahre nam ihrer Annahme konkretisierte die Verordnung 17/64 die­
sen Auftrag einer Strukturänderung. Artikel 11 der Verordnung Nr. 17/64 des Rates 
bestimmt, daß 
a) "die Anpassung und Verbesserung der Produktionsbedingungen in der Landwirt­

schaft, 
b) die Anpassung und Ausrimtung der landwirtschaftlimen Erzeugung, 
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c) die Anpassung und Verbesserung der Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse, 
d) die Förderung des Absatzes landwirtschaftlicher Erzeugnisse" 
mit Gemeinschaftsmitteln finanziert werden sollen. Dabei können die beiden zuerst 
genannten Maßnahmen ganz generell die Landwirtschaft, die beiden zuletzt genannten 
jedoch nur Agrarprodukte, für die eine gemeinsame Marktorganisation besteht, betref­
fen. 

Die Formulierung des Artikels 11 hat dem in den Mitgliedstaaten schon lange be­
kannten Begriff der "Agrarstruktur" einen neuen Inhalt gegeben; denn unter Ver­
besserung der Agrarstruktur werden die sog. "klassischen" Maßnahmen, die Umorien­
tierung der Produktion und die technische Ausrüstung für die Vermarktung der Agrar­
produkte verstanden. 

Aus der gesamten Linienführung und Grundkonzeption der Verordnung Nr. 17/64 
ist ersichtlich, daß der Rat auf Vorschlag der Kommission eine finanzielle Beteiligung 
der Gemeinschaft zu finden sich bemühte, die soweit wie möglich Fehlinvestitionen in 
der Landwirtschaft ausschloß. Diese Auffassung kann an drei Problemkreisen dargelegt 
werden: 
a) das Gleichgewicht zwischen "materiellen" und "intellektuellen" Investitionen; 
b) der Einbau der Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur in die gesamt­

wirtschaftliche Entwicklung des jeweiligen Gebietes; 
c) die Konzentration der Investitionen auf bestimmte Maßnahmen und in bestimm­

ten Räumen. 
Der Punkt a) wird als eine wesentliche Voraussetzung der finanziellen Beteiligung 

des Fonds angesehen. Der zweiten Forderung (Verbindung von Agrarstrukturpolitik 
und Regionalpolitik) wurde ein eigener Absatz der Verordnung gewidmet (Artikel 15); 
denjenigen Projekten, "die zu einer Gesamtheit von Maßnahmen zur Förderung der 
harmonischen Entwicklung der Gesamtwirtschaft des Gebietes gehören, in dem diese 
Vorhaben durchgeführt werden müssen", erhalten bei der Finanzierung durch die Ge­
meinschaft eine Priorität in der Reihenfolge wie auch in günstigeren Bedingungen. 

Der dritte Aspekt (regionale Differenzierung der Maßnahmen und räumliche Kon­
zentration der Strukturinvestitionen) sollte nach einer Anlaufszeit des Fonds von zwei 
Jahren in Form der EWG-Gemeinschaftsprogramme berücksichtigt werden (siehe 3.2.4). 
Hier bietet sich die überlegung an, warum nicht 'Vor der Einrichtung des Fonds bereits 
die Art der Maßnahmen und die Schwerpunktgebiete geographisch vom Rat festgelegt 
wurden, um eine Verteilung der Finanzmittel aus dem Teil "Ausrichtung" nach dem 
berühmten "Prinzip der Gießkanne" zu vermeiden. 

4.2.3 Die Au/stellung 'Von Gemeinscha/lsplänen 

Einen neuen Anstoß erfuhren die überlegungen, die Agrarstrukturpolitik auf der Ebene 
der Gemeinschaft zu verstärken, zu dem Zeitpunkt, an dem die Kommission ihre Maß­
nahmen zur Herstellung eines gemeinsamen Getreidepreisniveaus (Ende 1963) dem 
Rat zuleitete. Diese Vorschläge gingen von der Feststellung aus, daß die Markt- und 
Preispolitik nur eine begrenzte Einflußmöglichkeit auf die Höhe der Einkommen der 
in der Landwirtschaft Tätigen haben könne; mit dem Eingriff in die Preisgestaltung 
der einzelnen Mitgliedstaaten ist zudem eine Umbewertung früherer Investitionen in 
der Landwirtschaft - mit entsprechenden Konsequenzen für die Entwicklung landwirt­
schaftlicher Einkommen - verbunden. 

Bei der Vorlage des Entwurfes der Gemeinschaftspläne befand sich die Kommission 
seinerzeit jedoch in einer etwas schwierigen Position: Auf der einen Seite wollte sie die 
Gemeinschaftspläne nicht als ein notwendiges "Junktim" an die Senkung der Getreide­
preise knüpfen, weil dadurch die Rückwirkung einer solchen Maßnahme einer Preis­
senkung - nach ihrer Auffassung - überbetont worden wäre; andererseits wollte sie die 
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Verbindung jedoch herstellen,weil es ihr eine günstige Gelegenheit bot, entscheidenden 
Einfluß auf Agrarstruktur-, Regional- und Sozialpolitik zu nehmen. Die Kommission 
deklarierte daher ihr "Bündel gezielter Maßnahmen" mit dem Titel "Gemeinschafts­
pläne zur Verbesserung der Lebenshaltung der landwirtschaftlichen Bevölkerung". 
Danach sollte auf der Ebene der Gemeinschaft folgender Maßnahmenkatalog im Rah­
men solcher Gemeinschaftspläne zur Anwendung kommen: 
a) Maßnahmen zur Verbesserung der Einkommensverhältnisse landwirtschaftlicher 

Betriebe mit ungünstigen strukturellen Bedingungen, 
b) Sonderprogramme für bestimmte Gruppen von landwirtschaftlichen Betrieben oder 

für geschlossene Gebiete, in denen die sozialökonomische Lage der landwirtschaft­
lichen Erwerbstätigen und ihrer Familien unbefriedigend ist, 

c) Verbesserung des Systems der Sozialpolitik im Bereich der Landwirtschaft, weil in 
den einzelnen Mitgliedstaaten die Sozialpolitik instrumental zur Verbesserung der 
landwirtschaftlichen Einkommen unterschiedlich eingesetzt wird und hier noch ein 
Spielraum für eine Einkommensanhebung außerhalb der Agrarmärkte zugunsten 
der Landwirtschaft sich abzeichnet [33]. 

d) Gewährung von produktunabhängigen Einkommensbeihilfen, die nach gemein­
schaftlichen Kriterien auszuzahlen sind. 

Die überlegungen zur Aufstellung von Gemeinschaftsplänen gingen davon aus, die 
Finanzmittel des Teils "Ausrichtung" des EAGL sowie des Europäischen Sozialfonds 
einzusetzen bzw. zusätzliche Haushaltsmittel der Gemeinschaft dafür zu beanspruchen. 
Mit anderen Worten: Bevor noch die in der Zielsetzung begrenzten "Gemeinschaftspro­
gramme" des Fonds vom Rat angenommen worden waren (Jahresende 1963), hatte 
die Kommission (im November 1963) einen umfassenderen Vorschlag vorgelegt, der 
mit den "Gemeinschaftsplänen" die (noch nicht angenommenen) "Gemeinschaftspro­
gramme" einzubeziehen versuchte. Die Erörterung der Gemeinschaftspläne wurde sei­
nerzeit von der Tagesordnung abgesetzt; es bleibt abzuwarten, inwieweit die Kommis­
sion in ihren neuen Vorschlägen, die für Oktober 1968 angekündigt sind, auf alte Vor­
stellungen aus dem Jahre 1963 wieder zurückgreift. 

4.2.4 Die Entwicklung von Gemeinschaflsprogrammen 

Die EWG-Kommission hat am 19. Juni 1967 - mit mehr als einem Jahr Verspätung­
dem Ministerrat die Vorschläge für die Annahme der Gemeinschaftsprogramme nach 
Artikel 16 der Verordnung 17/64 zugeleitet; sie sind bisher noch nicht ernstlich in eine 
Diskussion einbezogen worden. - Bekanntlich sieht Artikel 16 vor, daß der Fonds in 
seinem Teil "Ausrichtung" auf bestimmte Maßnahmen konzentriert werden, und - bei 
jeder der Maßnahmen - der Einsatz der Finanzmittel in Schwerpunktgebieten erfolgen 
soll. Die Vorschläge der Kommission sehen zehn Gemeinschaftsprogramme vor: Flur­
neuordnung, Be- und Entwässerung, forstwirtschaA:liche Maßnahmen ; Verbesserung der 
Vermarktungsstruktur bei Obst und Gemüse, Molkereiwirtschaft; Produkt-Programme 
bei Fleisch, Wein- und Olivenbau. 

Weiterhin ist ein Programm "Entwiddung wirtschaftlich benachteiligter oder rück­
ständiger landwirtschaftlicher Gebiete" vorgesehen. Insgesamt betrachtet folgt die 
Kommission in ihren Vorschlägen damit drei verschiedenen methodischen Ansätzen: 
a) Es werden die in den Mitgliedstaaten bekannten "klassischen" Maßnahmen der Ver­
besserung der Agrarstruktur sowie neuartige Aktivitäten der Vermarktungsstruktur 
als einzelne Programme ausgewählt. b) Weiterhin werden Programme nach Produkten 
ausgewählt, wobei dann einzelne Maßnahmen im Produktions-/Vermarktungsbereich 
ausgewählt werden. In den Fällen a) und b) erfolgt eine entsprechende geographische 
Angabe von Schwerpunktgebieten. c) Der regionale Ansatz (einzelne Gebiete) wurde 
ausgewählt, um - außerhalb der Regionalisierung nach Maßnahmen - besondere Ge-
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biete einzubeziehen, bei denen die entsprechenden Ansatzpunkte der Verbesserung der 
sozialökonomischen Situation sich aus der vorausgehenden Analyse ergeben. - Dieses 
methodisch unterschiedliche Vorgehen bei einer Aufgabe hat nicht gerade zur Geschlos­
senheit der Gemeinschaftsprogramme beigetragen. 

Die Autoren der Gemeinschaftsprogramme haben diese sicherlich als ein Instrument 
angesehen, zu einer räumlichen Bestimmung der Agrarstrukturinvestitionen zu ge­
langen. Dieser Aufforderung genügen allerdings die vorliegenden Entwürfe nicht. Nach 
den letzten Verlautbarungen aus Brüssel ist sogar anzunehmen, daß die Regionalisie­
rung der Maßnahmen, die sich in den Programmen findet, aufgegeben wird, um über­
haupt die Zustimmung der Mitgliedstaaten zu erhalten. 

4.2.5 Vberlegungen im Bereich der Beihilfenpolitik 

Die Abstimmung der Agrarstrukturpolitik auf der Ebene der Gemeinschaft setzt voraus, 
daß auch die Beihilfen in diesem Bereich gemeinsamen Kriterien unterworfen werden. 
Dafür bietet die Entschließung des Rates über die Gestaltung einer gemeinsamen Bei­
hilfenpolitik in der Landwirtschaft vom 24. 7. 1966 einige Ansatzpunkte. Es wird dabei 
in Beihilfen unterschieden, die a) mit dem Gemeinsamen Markt als vereinbar angesehen 
werden können (Maßnahmen zur Verbesserung der Produktions- und Infrastruktur 
im engeren Sinne: Flurbereinigung, Aufgeben der Betriebe usw.); b) den Wettbewerb 
nur auf lange Sicht zu verfälschen drohen (Meliorationen, Be- und Entwässerung, Ver­
besserung der Betriebsgröße usw.); c) den Wettbewerb unmittelbar zu verfälschen schei­
nen. - Eine solche Einteilung der Beihilfen ist nicht unproblematisch; insbesondere wenn 
angestrebt wird, jene Beihilfen zu begrenzen, die zu einer Ausdehnung des Produk­
tionsvolumens führen. - Insbesondere aber stimmt bedenklich, daß ein solches Vor­
gehen zu einer Auflösung von Integralplänen führt, die aber gerade in der Agrarstruk­
turpolitik angestrebt werden; diese müßten u. U. aus Gründen der Beihilfenpolitik in 
ihre einzelnen Bestandteile wiederum aufgelöst werden. 

4.2.6 Abschließende Feststellungen 

Es kann der EWG-Kommission kein Mangel an Aktivitäten nachgesagt werden, um 
Vorschläge auf dem Gebiet der Agrarstrukturpolitik dem Ministerrat vorzulegen. Im 
Gegenteil: Sie hat manchmal sogar Vorschläge zu einem Zeitpunkt unterbreitet, zu 
dem die vorher erarbeiteten Entwürfe auf dem Gebiete der Agrarstrukturpolitik noch 
nicht vom Rat verabschiedet waren. Die EWG-Kommission scheint an dieser Praxis 
auch in Zukunft festhalten zu wollen; für Oktober 1968 ist z. B. ein Vorschlag für eine 
"Reform der Landwirtschaft" angekündigt - die Vorschläge der zehn Gemeinschafts­
programme, auf deren Verabschiedung die Kommission so großen Wert legte, sind 
jedoch nach einem ersten Gedankenaustausch im November 1967 praktisch nicht mehr 
erörtert worden! 

Die Kritik setzt jedoch noch an einer anderen Stelle an: Man fragt nach dem "Ko­
ordinatensystem", in dem die einzelnen Vorschläge und überlegungen (siehe 4.2.1 bis 
4.2.5) sachlogisch und zeitrichtig hätten eingeordnet werden können. Heute stehen die 
einzelnen Vorschläge - auch wenn sie in sich geschlossen erscheinen - isoliert nebenein­
ander. Es fehlt - trotz aller guten Einzelansätze - die Gesamtkonzeption einer Agrar­
strukturpolitik, die sich einerseits mit den Bereichen der Handels-, Markt- und Sozial­
politik zu einer gemeinsamen Agrarpolitik "aus einem Guß" verbindet, und die zum 
anderen die einzelnen Maßnahmen der agrarstrukturellen Förderung innerhalb und 
außerhalb der Landwirtschaft zusammenfaßt. Diesen Anforderungen kann eine Agrar­
strukturpolitik nur dann entsprechen, wenn sie - vor dem Hintergrunde eines funktio­
nierenden Binnenmarktes - verbindliche Vorstellungen für die räumliche Determinie­
rung von Finanzhilfen zur Verbesserung der Agrarstruktur entwickelt. 
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4.3 lJberlegungen auf der Ebene der Mitgliedstaaten. am Beispiel der 
Bundesrepublik Deutschland 

4.3.1 Kompetenzansprüche gegenüber der EWG 

Die Tatsache, daß bei der Agrarstrukturpolitik auf der Ebene der Gemeinschaft bisher 
keine befriedigenden Ergebnisse erreicht werden konnten, ist insbesondere auf den 
Kompetenzanspruch der Mitgliedstaaten in diesem Bereich zurückzuführen. Er bezieht 
sich in gleicher Weise auf die Sozialpolitik innerhalb der Landwirtschaft sowie auf die 
regionale Wirtschafts- und Raumordnungspolitik. Diesen Sachverhalten hat die EWG­
Kommission von Beginn an Rechnung getragen. Im Gegensatz zu den Agrarmärkten, 
bei denen sie mit ihren Vorschlägen z. T. über die Möglichkeiten des Vertrages hinaus­
geht, hat sie im Bereich der Agrarstrukturpolitik das vom Vertrag abgesteckte Terrain 
nicht überschritten; das zeigen insbesondere die Vorschläge vom 30.6.1960. - Die Mit­
gliedstaaten haben ihrerseits natürlich alles getan, um die Agrarstrukturpolitik in ihrem 
Bereich zu belassen. So postuliert das "Agrarprogramm der Bundesregierung 1968", 
daß die "Strukturpolitik" auch weiterhin in nationaler Zuständigkeit bleibt" [2]. Im 
Nachsatz wird dann lediglich festgestellt, daß für die "Agrarstrukturpolitik in der 
EWG eine Koordinierung zwischen den Mitgliedstaaten vorgesehen" sei. Hier erhebt 
sich die grundsätzliche Frage nach der Inhaltsbestimmung des Begriffs "Koordinierung"! 

Seit Ende 1962, dem Zeitpunkt der Entscheidung über die "Koordinierung", haben 
die Mitgliedstaaten der EWG eine Reihe von Maßnahmen auf dem Gebiet der Agrar­
strukturpolitik getroffen; auf die Landwirtschaftsgesetze wurde bereits eingegangen 
(siehe: 2). Dabei zeigen sich sehr unterschiedliche Auffassungen in bezug auf die Aus­
richtung einer solchen Agrarstrukturpolitik sowohl in ihrer Verbindung zur Sozial­
und Regionalpolitik als auch in der räumlichen Orientierung von Finanzhilfen zugun­
sten der Landwirtschaft. - Weiterhin ist zu vermerken, daß verschiedene Mitglied­
staaten mit ihren Programmen und Maßnahmen eine Lücke auszufüllen hatten, die sich 
entweder aus den EWG-Entscheidungen im Markt-/Preisbereich ergab, oder die aus 
der gesamtwirtschaftlichen Expansion und dem unbefriedigten Anpassungsprozeß der 
Landwirtschaft resultierte. Diese einzelnen Vorstellungen der Mitgliedstaaten, die auf 
dem Kompetenzanspruch basierten, sind in ihrer "Philosophie" und in ihren finanziel­
len Konsequenzen allerdings nur ungenügend aufeinander abgestimmt worden; das gilt 
insbesondere für die unterschiedlichen Auffassungen auf dem Gebiet der "planification 
agricole" (Frankreich - Niederlande - Bundesrepublik Deutschland). 

4.3.2 Notwendigkeit der Koordinierung nach innen 

Die Notwendigkeit, die Maßnahmen der Mitgliedstaaten auf der Ebene der EWG auf­
einander abzustimmen, wird durch die Forderung ergänzt, daß die einzelnen Aktivi­
täten der agrarstrukturellen Förderung innerhalb eines Mitgliedstaates zu koordinie­
ren sind. Die Mitgliedstaaten befinden sich hier in einer unterschiedlichen Position. In 
Frankreich wird - aus der Verbindung von Gesamt-, Regional- und Agrarpolitik auf 
der nationalstaatlichen Ebene - eine Regionalisierung der Wachstumsrate und der 
Investitionsquote der öffentlichen Hand vorgenommen; in den Staaten mit föderativem 
Aufbau besteht ein gleichartiges Problem wie in der EWG hinsichtlich der Abstimmung 
der Finanzinvestitionen auf den verschiedenen Ebenen der einzelnen Gliedkörper­
schaften (Bund - Länder). Insbesondere in der Bundesrepublik Deutschland ist diese 
Problematik gegeben, weil die Kompetenz auf dem Gebiete der Agrarstruktur-/Regio­
nalpolitik bei den Ländern liegt; ähnliche Verhältnisse sind für Teilräume Italiens 
gegeben. In den Niederlanden wird trotz der relativ starken Stellung der Provinzen 
eine Koordinierung der Einzelmaßnahmen "mit leichter Hand" erreicht, weil die Ab'-
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stimmung der Finanzhilfen im Strukturbereich institutionell gesichert ist. - Das Beispiel 
der Bundesrepublik Deutschland erscheint daher besonders geeignet, die Problematik 
einer Koordinierung "nach oben" (Mitgliedsländer - EWG) und "nach unten" (Bund­
Länder) aufzuzeigen. 

4.3.3 Die Gemeinscha/lsaufgaben 

Unter den "Gemeinschaftsaufgaben als Rechtsbegriff" wird verstanden, daß "bei der 
Erfüllung staatlicher Aufgaben, deren Ausführung Sache der Länder ist, Bund und 
Länder zusammenwirken, wenn die Aufgaben für die Gesamtheit bedeutsam sind und 
einer langfristigen gemeinsamen Planung bedürfen [24]. Im sog. Troeger-Gutachten 
werden als Gemeinschaftsaufgaben die Verbesserung der Agrarstruktur und die regio­
nale Wirtschaftspolitik im Interesse der übergebietlichen Raumordnung genannt. Ob­
wohl rund zwei Jahre seit dieser Vorlage bereits verstrichen sind, zeichnet sich noch 
kein Ergebnis eines "kooperativen Föderalismus" ab, der die Agrarstrukturinvestitionen 
der einzelnen Teilräume in der Bundesrepublik Deutschland verbindlich koordinieren 
würde. Bisher liegen nur erste Vorstellungen vor, um die Zusammenarbeit des Bundes 
und der Länder bei der "Verbesserung der Agrarstruktur und der Marktstruktur für 
landwirtschaftliche Ezeugnisse sowie wasserwirtschaftlichen Maßnahmen im Agrarbe­
reich" festzulegen. Nur so viel kann heute schon gesagt werden: Der gesamte Maß­
nahmenkatalog, wie er seit Jahren aus dem agrarischen Ressort bekannt ist, wird hier 
mit der neuen Firmierung "Gemeinschaftsaufgaben" präsentiert. Von der viel zitierten 
Neu-Orientierung der Agrarstrukturpolitik und den Kriterien ihrer Koordinierung ist 
nichts festzustellen! 

4.3.4 Das Agrarprogramm der Bundesregierung 

Das Arbeitsprogramm für die Agrarpolitik der Bundesregierung (Agrarprogramm), 
das Mitte 1968 vorgelegt wurde, betont in seinem Abschnitt "Strukturpolitik" den Zu­
sammenhang mit der Regionalpolitik, der Agrarstrukturpolitik und der Verbesserung 
der Betriebs- und Vermarktungsstruktur; auch die Wechselwirkungen mit den sozial­
politismen Maßnahmen struktureller Zielsetzungen sowie den bildungspolitischen Ak­
tivitäten werden gesehen. Insgesamt ist der Auffassung im "Agrarprogramm" zuzu­
stimmen, daß die Maßnahmen der Verbesserung der Agrarstruktur "mehr als bisher 
der raschen Wirtschaftsentwicklung sowie dem Verhältnis zwismen Aufwand und 
volks- und privatwirtschaftlimem Nutzen Redtnung tragen müssen". Aber in den ent­
smeidenden agrarpolitischen Fragen gibt das Agrarprogramm keine Auskunft, nämlich 
hinsichtlich 
- der Einstellung der Bundesrepublik Deutsmland - bei allem Anspruch auf nationale 

Zuständigkeit - zur Koordinierung der Agrarstrukturpolitik auf der EWG-Ebene 
und der Aufgabe der Gemeinschaftsprogramme 

- der Konzeption der Gemeinschaftsaufgaben im Rahmen der Finanzreform, von deren 
Durmführungsgesetzen lediglim die Aufremterhaltung der "bisherigen guten Zu­
sammenarbeit" zwischen Bund und Ländern erwartet wird. 

4.3.5 Regionale Förderungsprogramme der Länder 

Eine Abstimmung der Bundes- und Länderprogramme ist angesichts der Anstrengun­
gen der Länder, agrarstrukturelle Rahmen- und Landesentwicklungspläne vorzulegen 
und z. T. für verbindlich zu erklären, von vordringlimem Interesse. In ihrer agrar­
strukturellen Aussage gehen dabei die einzelnen Programme und Pläne unterschiedlich 
weit: Besondere Beamtung verdient die Diskussionsgrundlage des Landwirtsmafts-
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ministeriums in Hessen über die regionale Sdlwerpunktbildung der Erzeugung und 
Vermarktung aus dem Jahre 1967. Hier wird versudlt, aus den bisherigen räumlidlen 
Entwicklungsprozessen indikative Hinweise für eine Konzentration von Produktion 
und Vermarktung zu geben, die durm öffendidle Finanzhilfen zu fördern sind. - Es 
wäre zu wünsdlen, daß eine Konfrontation der Regionalprogramme und der Mehr­
jahrespläne der Länder im Entwurfsstadium mit den - nodl zu erarbeitenden - Vor­
stellungen auf Bundes- und EWG-Ebene verbindlidl gesidlen würde. Mit einer Inven­
tur der bereits vorliegenden Pläne und ihrer überprüfung anhand einheididler Krite­
rien sollte begonnen werden. 

4.3.6 Abschlieftende Feststellungen 

In den Bund-Länder-Beziehungen ergeben sidl hinsidltlidl der Koordinierung der 
Agrarstruktur- und Regionalpolitik kaum weniger problematisdle Zusammenhänge 
als es in dem Zusammenspiel der EWG zu den Mitgliedstaaten der Fall ist. Das Ar­
beitsprogramm [2] enthält weder konkrete Vorstellungen auf dem Gebiet der Wett­
bewerbsverzerrungen (Beihilfenpolitik im Strukturbereidl) innerhalb der EWG, nodl 
Aussagen für die Koordinierung der einzelstaatlidlen Agrarstrukturpolitik. Bei aller 
Anerkennung der Entwicklung einer "Philosophie" agrarstruktureller Anpassung in 
einer wadlsenden Gesamtwirtsdlaft bedarf diese jedodl einer Umformung zu einer 
Konzeption konstruktiver Agrarstrukturpolitik, die der Koordinierung "nadl oben" 
(EWG) und "nadl unten" (Länder) Redlnung trägt. 

5 Beurteilung der bisherigen Ergebnisse auf der EWG-Ebene 

5.1 Weiterentwicklung in einzelnen Bereichen 

Bei aller Kritik, die der bisherigen Linienführung der Agrarstrukturpolitik auf der 
Ebene der EWG entgegengebradlt werden kann, sollte nidlt übersehen werden, daß in 
einigen wesentlidlen Punkten eine Klärung der Begriffe und der Zusammenhänge er­
reidlt wurde. Dabei soll insbesondere auf folgende Ergebnisse hingewiesen werden, 
die als notwendige Voraussetzungen für die Erarbeitung einer in sidl gesdllossenen 
Konzeption angesehen werden können: 
a) Es wurde eine für die EWG verbindlidle, von der Kommission sowie den Mitglied­

staaten gemeinsam erarbeitete Inhaltsbestimmung des Begriffes "Agrarstruktur" 
entwickelt. Eine solche Einigung war nidlt leidlt, weil versdliedene Mitgliedstaaten, 
die den Produktionsfaktor Boden bisher in den Mittelpunkt ihrer Agrarstruktur­
politik gestellt hatten, liebgewordene Vorstellungen aufgeben mußten [4]. Die neue 
Inhaltsbestimmung des Begriffs "Agrarstruktur" bildete audl die Basis für die 
Finanzierung von Maßnahmen aus dem Teil "Ausridltung" des EAGL ("klassisdle" 
Agrarstruktur, Anpassung der Produktion, Verbesserung der Vermarktungsein­
ridltungen). 

b} Im Jahre 1960 wurde eine Definition des bäuerlidlen Familienbetriebs versudlt, die 
- neben der Arbeitsverfassung - eindeutig auf eine rationelle Winsdlaftsweise, auf 
das angemessene Pro-KopF-Einkommen der Arbeitskräfte im Vergleich zu anderen 
Wirtsdlaftsbereidlen und auf die wirtsdlaftlidte Dispositionsfreiheit des Betriebs­
leiters abhob. Mit dieser Definition mußte keineswegs "ein mehr konservierender 
als ein progressiver Anstridt" der Strukturpolitik verbunden sein, wenn audt nidtt 
übersehen werden darf, daß der" Vollerwerb des Betriebes" ökonomisdl etwas an­
deres als der" Vollerwerb der Besdtäftigten" ist [10, 32]. 

c} Die Verbindung zwisdten der Politik der Verbesserung der Agrarstruktur und der 
agrarisdten Markt-/Preispolitik wurde besonders betont. Angesidlts struktureller 
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überschüsse auf einzelnen Märkten wird sie in Zukunfl größere Bedeutung erhalten 
und auch die Auswahl strukturpolitischer Instrumente stärker bestimmen müssen. 

d) Die enge Wechselbeziehung zwischen Agrarstrukturpolitik und regionaler Wirt­
schaflsförderung wurde in den Einzelentscheidungen hervorgehoben. Die räumlich 
differenzierte Betrachtungsweise von Wirtschaflsentwick.lung und -förderung hat 
sogar zu der Schaffung einer eigenen EWG-Generaldirektion "Regionalpolitik" 
geführt; diese Entscheidung wäre allerdings überzeugender gewesen, wenn die 
zuständigen Dienste der "Agrarstruktur" darin einbezogen worden wären. 

e) Ausgehend von den ersten Ansätzen in den Niederlanden sind soziale Maßnahmen 
mit struktureller Zielsetzung (Betriebs- und Berufsaufgabe-Renten zur Boden­
mobilisierung) von der EWG-Kommission "propagiert" worden [28]. 

Aber diese Zustimmung in Einzelfragen sollte nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
der Linienführung der Agrarstrukturpolitik ernste Bedenken entgegengesetzt werden. 

5.2 Ansatzpunkte einer umfassenden Konzeption 

Die Kritik richtet sich insbesondere auf das Fehlen einer Gesamtkonzeption für den 
Bereich der Agrarstrukturpolitik: 
a) Die Maßnahmen für die Koordinierung, für die Finanzierung von Projekten und 

für die Beurteilung von Beihilfen zur Verbesserung der Agrarstruktur sind aufein­
ander abzustimmen. Dazu ist eine umfassende Konzeption erforderlich, die noch 
nicht vorliegt. 

b) Es fehlt eine konkrete Vorstellung auf der Ebene der EWG, welche räumliche Ver­
teilung der öffentlich geförderten Investitionen in der Landwirtschafl angestrebt 
werden soll. Es setzt sich immer stärker die Erkenntnis durch, daß nur Vollerwerbs­
betriebe in der Landwirtschafl gefördert werden sollen; zu gleicher Zeit wird aber 
auch die Forderung erhoben, die einzelbetriebliche Förderung zugunsten von über­
betrieblichen/regionalen Maßnahmen einzuschränken oder zu ersetzen. Eine solche 
Auffassung (insbesondere in den Niederlanden) läßt sich nur dann verwirklichen, 
wenn über die Entwicklungsziele der einzelnen Teilräume, über die Funktion der 
dortigen Landwirtschafl und über die zu fördernden Anpassungsprozesse in etwa 
Klarheit besteht. 

e) Die Einordung der Agrarstrukturpolitik der Mitgliedstaaten in die Vorstellungen 
der EWG kann nicht erwartet werden, solange solche Gesamt- und regional diffe­
renzierten Konzeptionen nicht vor dem Hintergrunde eines funktionierenden 
Agrarmarktes und der räumlichen Entwicklungen des Gesamtmarktes entwickelt 
werden [29]. - Sofern diese Voraussetzungen gegeben wären, könnten sich z. B. die 
Gemeinschaflsaufgaben der Bundesrepublik Deutschland in die Gemeinschaflspro­
gramme der EWG einfügen. 

Eine solche Umorientierung der Linienführung der Agrarstrukturpolitik auf der 
Ebene der EWG könnte auch zu einer Xnderung der Kompetenzverteilung führen. Bei 
einer verbindlichen Koordinierung der Agrarstrukturpolitik auf der EWG-Ebene und 
der scharfen Handhabung der Beihilfenpolitik könnte die Finanzierung der Maßnah­
men und Projekte den Mitgliedstaaten bzw. den Gebietskörperschaflen überlassen 
bleiben. 

6 Schlußbemerkungen 

Es war die Aufgabe dieser Ausführungen, einen überblick über die bisherigen Entschei­
dungen, Verordnungen und Vorschläge der EWG im Bereich der Agrarstrukturpolitik 
zu geben. Der Zeitpunkt einer solchen Berichterstattung ist im Augenblick. nicht günstig. 
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Arbeitsgruppen der EWG-Kommission [15] und des Ständigen Agrarstrukturausschus­
ses [16] haben seit Beginn 1968 versucht, neue Unterlagen für neue überlegungen 
bereitzustellen. - Diese Unterlagen sind ein Teil der Arbeiten, die darauf abzielen, im 
Oktober 1968 mit dem Bericht über die Preisvorschläge für das Wirtschaftsjahr 1969 
drei Informationsdokumente bzw. Vorschläge dem Rat zuzuleiten: Den Jahresbericht 
über die Lage der Landwirtschaft <»Europäischer Grüner Bericht"), den 1. Agrarstruk­
turbericht und» Vorschläge für eine Reform der Landwirtschaft". 

Nach Vorlage dieser Berichte und Vorschläge wird zu prüfen sein, inwieweit die in 
diesen Ausführungen aufgestellten Forderungen einer rationalen Agrarstrukturpolitik 
in der EWG erfüllt sind. 
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